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Bombendrohungen in Deutschland:
Prozess gegen 20-Jährigen in Stuttgart!

Ein 20-Jähriger muss sich in Stuttgart wegen
Bombendrohungen vor Gericht verantworten, die

bundesweit für Evakuierungen sorgten.

Stuttgart, Deutschland - In Stuttgart steht ein 20-jähriger
Mann vor Gericht, der wegen des Versands von
Bombendrohungen angeklagt ist. Laut bnn.de hat der
Angeklagte eingeräumt, insgesamt 51 Droh-Mails an
Universitäten, Schulen und Behörden in ganz Deutschland
verschickt zu haben. Sein Anwalt erklärt, dass der junge Mann
auf der Suche nach Aufmerksamkeit und Anerkennung war. Im
Herbst 2023 ließ er die Drohungen verschicken, um publik zu
werden.

Zur Unterstützung wurde ein 21-jähriger Komplize aus Hamburg
beschuldigt, der ihn zum Versand der Schreiben angestiftet
haben soll. Beide Männer kennen sich ausschließlich aus dem
Internet, und der ältere Angeklagte hat sich bisher nicht zu den
Vorwürfen geäußert. Besondere Beachtung findet die Tatsache,
dass die Droh-E-Mails nicht nur in Baden-Württemberg, sondern
auch in sieben anderen Bundesländern versendet wurden.

Betroffene Einrichtungen und
Polizeieinsätze

Zu den betroffenen Einrichtungen in Baden-Württemberg zählen
mehrere Schulen, die Universität Stuttgart, das KIT Karlsruhe
sowie die Polizei-Hochschule in Villingen-Schwenningen und die
israelitische Gemeinschaft in Ulm. Die Drohschreiben haben

https://bnn.de/nachrichten/baden-wuerttemberg/prozess-um-bombendrohungen-warum-mails-verschickt-wurden


bundesweit zu erheblichen Polizeieinsätzen und Evakuierungen
geführt, wobei auch Schulen, Medienhäuser und Botschaften
betroffen waren, meldet tagesschau.de.

Die Staatsanwaltschaft hat keinen terroristischen Hintergrund
festgestellt, sieht jedoch die Gefahr, dass die öffentlichen
Ordnung gestört wurde. Der Angeklagte muss sich wegen
Störung des öffentlichen Friedens durch angedrohte Straftaten
verantworten. Nach § 126 Absatz 2 des Strafgesetzbuches
können solche Handlungen mit einer Freiheitsstrafe von bis zu
drei Jahren oder einer Geldstrafe geahndet werden. Das Gesetz
hat zum Ziel, den öffentlichen Frieden zu schützen, und eine
konkrete Gefährdung muss nicht nachgewiesen werden, um eine
Strafe zu rechtfertigen.

Rechtliche Folgen und Haftung

Die rechtlichen Konsequenzen sind weitreichend. Der Absender
von Drohmails könnte nicht nur für die Strafe wegen Störung
des öffentlichen Friedens Büßen müssen, sondern auch für die
hohen Kosten, die durch die Polizeieinsätze entstehen, da diese
auf das Verhalten des Täters zurückzuführen sind.

Laut dejure.org wird auch das Vortäuschen einer
bevorstehenden rechtswidrigen Tat, wider besseres Wissen,
bestraft. Dies stellt klar, dass die Delikte nicht nur auf den
Versand der Drohungen beschränkt sind, sondern auch die
damit verbundenen falschen Alarmierungen der
Sicherheitskräfte rechtliche Folgen nach sich ziehen können.

Insgesamt zeigt der Fall, wie ernsthaft und umfassend die
rechtlichen Maßnahmen gegen solche Bedrohungen sind, und
macht deutlich, dass das öffentliche Interesse an Sicherheit und
Ordnung strikten Schutz genießt.

Details

https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/bombendrohungen-102.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/126.html
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